Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr Bremen, den 27.02.2019
- 64-/-FB-01 -

Telefon: 361-10347 (Herr Schilling)

361-23977 (Herr Mader-Focks)

361-4136

Deputation fur Umwelt, Bau,
Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft (S)

Vorlage Nr. 19/584 (S)

Deputationsvorlage

far die Sitzung der Deputation
far Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft (S)

Bebauungsplan 2430

fur ein Gebiet in Bremen - Neustadt

zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grinverbindung zum
Werdersee.

(Bearbeitungsstand: 27.02.2019)

» Zweite offentliche Auslegung

l. Sachdarstellung

A. Problem

Das Plangebiet hat eine Gré3e von ca. 2,4 ha und liegt im Bereich zwischen dem Bun-
tentorsdeich, zu beiden Seiten der StralRe Am Dammacker und der Griinverbindung
zum Werdersee. Im Plangebiet gibt es neben Reihenhdusern und Geschosswohnge-
bauden noch sehr vereinzelt gewerbliche Nutzungen aus dem Metallverarbeitungs-,
Maschinen-bau- und Baubereich. Im Nordwesten grenzt Reihenhausbebauung an das
Plangebiet an, ¢stlich befinden sich hinter dem Grinzug zum Werdersee in einem fest-
gesetzten Mischgebiet eine Druckerei sowie in einem festgesetzten Gewerbegebiet
weitere Handwerksbetriebe. Stdlich verlauft die Grunverbindung Buntentorsdeich. Der
Bebauungsplan 1808A, rechtskréftig seit dem 12.04.2006, setzt flir den Planbereich
Mischgebiet Ml sowie dffentliche Verkehrsflache fir die Stralle Am Dammacker fest.
Der Flachennutzungsplan Bremen stellt fir die Flachen im Plangebiet Wohnbauflachen
dar. Die attraktive citynahe Lage mit ihren Anbindungen zum Stadtteilzentrum Bunten-
torsteinweg und zum Naherholungsgebiet Werdersee sorgt seit langerem dafir, dass
aufgegebene gewerbliche Nutzungen weitgehend durch Wohnungsneubauten ersetzt
werden. So wurde in den letzten Jahren auf vielen der Grundstiicke Wohnraum, so-
wohl in Reihenh&dusern als auch in Geschosswohnungsbauten, hergestellt. Auch auf
weiteren Grundstiicken wird der Bau von Wohnungen angestrebt. Da im zurzeit festge-
setzten Mischgebiet eine so weitgehende Wohnnutzung vom bestehenden Planungs-
recht nicht abgedeckt ist, soll neues Planungsrecht geschaffen werden.

Ein Entwurf des Bebauungsplans 2430 hat vom 18. September 2018 bis 18. Oktober
2018 offentlich ausgelegen. Nach der 6ffentlichen Auslegung ist der Planentwurf insbe-
sondere hinsichtlich der Einfriedigung von Baugrundstiicken geandert worden (neue
Textliche Festsetzung Nr. 9).

Die vorgenannte Plananderung macht eine erneute 6ffentliche Auslegung erforderlich.



LAsung

Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenent-
wicklung).

Erneute (zweite) offentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans 2430 (Bear-
beitungsstand: 27.02.2019).

Erneute offentliche Auslegung

Der Planentwurf und die Begrtindung (Bearbeitungsstand: 02.08.2018) sind nach der
ersten offentlichen Auslegung infolge von Stellungnahmen aus der Tragerbeteiligung
geéandert worden. Hinsichtlich der Einfriedigung von Baugrundstiicken ist die Textliche
Festsetzung Nr. 9 neu aufgenommen worden. Die Textliche Festsetzung Nr. 7 zum
Schallschutz wurde inhaltlich ergénzt. Es wurden weiterhin Kennzeichnungen und
nachrichtliche Ubernahmen aktualisiert.

Die Anderungen des Planentwurfes und der Begriindung nach der ersten 6ffentlichen
Auslegung sind in dem beigefigten Entwurf des Berichtes der Deputation fur Umwelt,
Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft unter dem Gliederungs-
punkt A) 7. dargestellt; hierauf wird verwiesen.

Nach der zweiten oOffentlichen Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans wird der
beigefugte Bericht der Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie
und Landwirtschaft (Entwurf) um das Ergebnis der zweiten 6ffentlichen Auslegung er-
ganzt.

Finanzielle Auswirkungen / Gender-Priufung

Finanzielle Auswirkungen

Die Flachen im Plangebiet sind weitgehend privat. Die Erschliel3ungsstralie ist herge-
stellt. Sollte eine Priifung ergeben, dass Kampfmittel zu beseitigen sind, ist nicht aus-
zuschlieBen, dass der Stadtgemeinde Bremen Kosten entstehen kdnnten.

Die erforderlichen Mittel werden — soweit Dritte nicht zur vollstandigen Refinanzierung
der Kosten herangezogen werden kénnen — entsprechend den zur Verfligung gestell-
ten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, Uiber die die Birgerschaft im Rahmen
der Haushaltsaufstellung zu beschliel3en hat.

Gender-Prifung

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2430 sind mégliche unterschiedliche
Auswirkungen auf Frauen, Manner und Diverse betrachtet worden. Der Bebauungsplan
setzt Allgemeines Wohngebiet und Mischgebiet fest, ohne spezifische Nachfragegrup-
pen zu bedienen. Frauen, Manner, Diverse sowie inshesondere Familien haben gleich-
ermalf3en Zugang zu den Baumdglichkeiten bzw. dem Wohnangebot im Planbereich.

Abstimmungen

Der Entwurf des Bebauungsplanes ist mit den Behdrden und sonstigen Tragern offent-
licher Belange abgestimmt worden.

Der Beirat Neustadt hat mit Beschluss vom 7. November 2018 zum Entwurf Stellung
genommen und unter anderem die Aufnahme einer Textlichen Festsetzung beziglich
der Einfriedigung von Baugrundstticken gefordert. Der vollstdndige Beschluss des Bei-
rats zum Entwurf des Bebauungsplans 2430 (Bearbeitungsstand 02.08.2018) sowie die
Stellungnahme der Verwaltung werden in dem Entwurf des Berichts der Deputation un-
ter dem Gliederungspunkt 5 behandelt; hierauf wird verwiesen.
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Dem Ortsamt Neustadt/Woltmershausen wurde die Deputationsvorlage gemaf der
Richtlinie Uber die Zusammenarbeit des Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr mit den
Beiraten und Ortséamtern in der Fassung vom 17. November 2016 Ubersandt.

Der gednderte Planentwurf und die gednderte Begriindung werden im Rahmen der
zweiten offentlichen Auslegung erneut den Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentli-
cher Belange (einschlie3lich Ortsamt und Beirat Neustadt) zugesandt.

Il. Beschlussvorschlage

1. Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft stimmt dem Entwurf des Bebauungsplans 2430 fir ein Gebiet in Bremen -
Neustadt zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Griinver-
bindung zum Werdersee (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) einschliel3lich Begrin-
dung zu.

2. Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft fasst den Beschluss, dass der Bebauungsplan 2430 fiur ein Gebiet in Bre-
men - Neustadt zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der
Grunverbindung zum Werdersee (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) einschlief3lich
Begriindung gemaf 8 3 Abs. 2 und § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB o6ffentlich auszule-
gen ist (zweite Offentliche Auslegung).

3. Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft-fasst den Beschluss, dass bei der erneuten Auslegung gemali § 4 a Abs. 3
Satz 2 BauGB Stellungnahmen nur zu den geénderten oder ergénzten Teilen ab-
gegeben werden kénnen.

4. Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirt-
schaft fasst den Beschluss, dass die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stel-
lungnahme gemaR § 4 a Abs. 3 Satz 3 BauGB auf zwei Wochen verkirzt wird.

Anlagen
- Bericht der Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Land-

wirtschaft (Entwurf)
Begriindung zum Bebauungsplan 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019)
Entwurf des Bebauungsplans 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019)



Entwurf

Bericht der Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtent-

wicklung, Energie und Landwirtschaft

Bebauungsplan 2430

fur ein Gebiet in Bremen - Neustadt

zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grinverbindung zum
Werdersee.

(Bearbeitungsstand: 27.02.2019)

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft legt
den Bebauungsplan 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) und die entsprechende Begrun-
dung vor.

A. Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

1. Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 23. August 2018 beschlossen, den Bebauungsplan 2430 gemal § 13a BauGB
aufzustellen. Dieser Beschluss ist am 08. September 2018 6ffentlich bekannt gemacht
worden.

Bei dem Bebauungsplan 2430 handelt es sich um einen Plan der Innenentwicklung
(8 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Voraussetzungen nach 8§ 13a Abs. 1 BauGB fiir ein
.beschleunigtes Verfahren® liegen vor.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a BauGB
sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet und bertcksichtigt worden.

2. Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum Bebauungsplan 2430 ist am 10. Marz 2015 vom Ortsamt Neustadt/Woltmershau-
sen eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit an der Bauleitplanung in einer &ffentli-
chen Einwohnerversammlung durchgefiihrt worden.

Das Ergebnis dieser Beteiligung ist von der Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadt-
entwicklung, Energie und Landwirtschaft vor Beschluss der offentlichen Auslegung be-
handelt worden.

3. Frihzeitige Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans 2430 ist die friihzeitige
Behdrdenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB am 18. November 2014 durchgefihrt wor-
den. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

4, Offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und gleichzeitige Beteiligung der
Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange nach § 4 BauGB

Die offentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB und die Anhérung der zusténdigen
Behorden und sonstigen Tréger offentlicher Belange einschlief3lich des Beirates Neu-
stadt/Woltmershausen gemal3 § 4 Abs. 2 BauGB sind fur den Bebauungsplan 2430
gleichzeitig durchgefiihrt worden (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 4a
Abs. 2 BauGB).
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Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
hat am 23. August 2018 beschlossen, den Entwurf zum Bebauungsplan 2430 mit Be-
grindung offentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begriindung hat vom 18. September 2018 bis 18. Oktober 2018 ge-
maf § 3 Abs. 2 BauGB beim Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr offentlich ausgele-
gen. Zugleich hat Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begriindung im
Ortsamt Neustadt/Woltmershausen Kenntnis zu nehmen.

Die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange sind tiber die 6ffentliche Ausle-
gung gemal § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.

5. Ergebnis der Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Be-
lange und der 6ffentlichen Auslegung

5.1  Stellungnahme des Beirats

Der Beirat Neustadt hat in seiner Sitzung am 17. November 2018 folgenden Beschluss
gefasst:

.Der Beirat nimmt zum Entwurf des Bebauungsplanes 2430 fur das Gebiet zwischen
Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grinverbindung zum Werdersee
(Bearbeitungsstand 02.08.2018) wie folgt Stellung:

1. Die sudwestliche Baugrenze des norddstlichen Baufensters soll - entsprechend der
rot eingefligten Linie in der nachfolgenden Skizze - so weit in hordéstliche Richtung ver-
schoben werden, dass ausreichend grof3e Sudgéarten erméglicht werden.

2. Zur Einfriedigung der Grundstiicke sollte folgende Festsetzung aufgenommen wer-
den:

Einfriedigungen von Baugrundstlicken sind nur als Hecken aus standortgerechten heimi-
schen Gehoblzen zulassig. Zaune sind nur zulassig in Verbindung mit Hecken und mus-
sen von diesen zu den offentlichen Verkehrsflachen hin verdeckt sein. (8 85 BremLBO)."

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Der Vorschlag bezuglich der Einfriedigung der Baugrundstiicke wird als Textliche Fest-
setzung Nr. 9 Glbernommen.
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Die Forderung nach einer erweiterten Vorgartenzone (Zuriickverlegung der Baugrenze)
wird nicht Ubernommen. Drei Meter nicht bebaubare Flache werden als ausreichende
Tiefe fur gut wahrnehmbare Vorgarten angesehen.

Die Deputation fur Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der Stellungnahme insofern zu folgen, als dass die Textliche Festsetzung
Ubernommen wird. Im Ubrigen soll der Stellungnahme nicht gefolgt werden.

5.2 Einige Behorden und sonstige Trager offentlicher Belange haben Hinweise vor-
getragen, die zu Anpassungen/Erganzungen des Planentwurfs und der Begriin-
dung gefuhrt haben. Auf den Gliederungspunkt 7 dieses Berichts wird verwie-
sen. Nach Klarung bestimmter Fragen haben die Gbrigen Behdrden und sonsti-
gen Trager oOffentlicher Belange gegen die Planung keine Einwendungen erho-
ben.

6.  Ergebnis der Offentlichkeitsbeteiligung
Anlasslich der 6ffentlichen Auslegung sind keine Stellungnahmen aus der Offentlichkeit
eingegangen.

7. Anderungen bzw. Erganzungen des Planentwurfes und der Begriindung nach

der offentlichen Auslegung

Nach der o6ffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgefiihrten Behérdenbeteiligung
sind der Planentwurf und die Begriindung tberarbeitet und erganzt worden.

7.1 Anderungen bzw. Erganzungen des Planentwurfes

Der Planentwurf ist infolge von Hinweisen im Rahmen der Behérdenbeteiligung wie folgt
geéandert bzw. angepasst worden:

» Die Textliche Festsetzung Nr. 7 wurde im Hinblick auf Schallschutzmal3nahmen
zur Minderung des StralRenverkehrs- und des Gewerbelarms geéndert.

» Die Textliche Festsetzung Nr. 9 hinsichtlich der Einfriedigung von Baugrundstui-
cken wurde neu aufgenommen.

» Hinsichtlich der Zustimmung bzw. Genehmigung der Luftfahrtbehdrde wurde eine
,Nachrichtliche Ubernahme* eingefiigt.

» Unter Kenntlichmachung wurde der Absatz beztiglich der Flache (B) gestrichen,
da die Flache zwischenzeitlich saniert wurde und der Absatz beziglich der Flache
(D) wurde erganzt. In der Planzeichnung wurde die Kennzeichnung (xxx) der Alt-
lastenflache B entfernt.

Der beigefugte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) enthalt die vorgenannten
Erganzungen und Anderungen.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, den vorgenannten Plan&nderungen bzw. -ergdnzungen zuzustimmen.
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7.2 Anpassungen bzw. Ergdnzungen der Begriindung

Aufgrund der vorgenannten Plandnderungen bzw. -erganzungen und weiterer Hinweise
im Rahmen der Behdrdenbeteiligung wurde die Begriindung entsprechend Uberarbeitet
und unter folgenden Gliederungspunkten modifiziert:

» Die Begriindung wurde unter C) 6. Sonstige Festsetzungen erganzt durch eine Er-
l[auterung der hinzugefligten Textlichen Festsetzung Nr. 9.

» Unter D) LA&rm wurden im dritten und vierten Absatz Ergdnzungen und Erlauterun-
gen beziiglich der Textlichen Festsetzung Nr. 7 im Hinblick auf Schallschutzmal3-
nahme zur Minderung des StraRenverkehrs- und des Gewerbeldarms vorgenom-
men.

» Unter D) Altlasten wurde der dritte Absatz beziglich der Flache (B) gestrichen, da
die Flache zwischenzeitlich saniert wurde und im fnften Absatz wurden Erganzun-
gen vorgenommen.

> Unter D) wurde am Ende die Nachrichtliche Ubernahme hinsichtlich der Zustimmung
bzw. Genehmigung der Luftfahrtbehtrde aufgenommen.

» Der Text unter E) 2. zur Gender-Prufung wurde prazisiert.
Die Begriindung (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) enthalt die vorgenannten Anderungen.

Die Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft
empfiehlt, der angepassten bzw. erganzten Begrindung (Bearbeitungsstand: 27.02.2019)
Zzuzustimmen.

8.  Zweite offentliche Auslegung

Durch diese nach der ersten ¢ffentlichen Auslegung erfolgten Plandnderungen ist eine
zweite offentliche Auslegung des Planentwurfes erforderlich.

(Der Bericht wird nach Abschluss der zweiten 6ffentlichen Auslegung fortgeftihrt)



Begrindung

zum Bebauungsplan 2430

fur ein Gebiet in Bremen - Neustadt

zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grinverbindung zum
Werdersee.

(Bearbeitungsstand: 27.02.2019)

A)

B)

Plangebiet

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Neustadt, Ortsteil Huckelriede.

Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes
Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet hat eine Grof3e von ca. 2,4 ha und liegt im Bereich zwischen dem Bun-
tentorsdeich, der Griinverbindung zum Werdersee und zu beiden Seiten der Stralle Am
Dammacker. Im Plangebiet gibt es neben Reihenhéusern und Geschosswohngebau-
den noch sehr vereinzelt gewerbliche Nutzungen. Einige Grundstiicke liegen brach.

Im Nordwesten grenzt Reihenhausbebauung an das Plangebiet an, dstlich befinden
sich hinter dem Griinzug zum Werdersee in einem Mischgebiet eine Druckerei sowie in
einem festgesetzten Gewerbegebiet zwei weitere Gewerbebetriebe fur Filter- und Ar-
maturenherstellung und Metallverarbeitung. Sudlich verlauft die Griinverbindung Bun-
tentorsdeich.

Geltendes Planungsrecht

Der Bebauungsplan 1808A, rechtskraftig seit dem 12.04.2006, setzt fur den Planbe-
reich Mischgebiet Ml sowie 6ffentliche Verkehrsflache fur die Strale Am Dammacker
fest. Es ist abweichende Bauweise mit zwei, teils zwei bis drei Geschossen bei einer
Grundflachenzahl GRZ von 0,6 und Gebaudehéhen von 11 bzw. 14 Metern festgesetzt.
Der Flachennutzungsplan Bremen 2025, Bekanntmachung vom 28.02.2015, stellt fur
die Flachen im Plangebiet Wohnbauflachen dar.

Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Die attraktive citynahe Lage mit ihren Anbindungen zum Nahversorgungszentrum Bun-
tentorsteinweg und zum Naherholungsgebiet Werdersee sorgt seit langerem dafur,
dass die gewerblichen Nutzungen verdrangt und durch Wohnungsneubauten ersetzt
werden. Die Erreichbarkeit des Gebietes ist fir Gewerbenutzungen eher umstandlich
und ungunstig, fur Wohnen aber gut, da ruhig und von den gréf3eren Verkehrsadern
abgesetzt. So wurde in den letzten Jahren auf vielen der vormaligen Gewerbegrund-
stiicke Wohnraum hergestellt, sowohl in Reihenhdusern als auch in Geschosswoh-
nungsbauten. Auf den verbliebenen Grundstiicken wird ebenfalls der Bau von Woh-
nungen angestrebt. Da aber im zurzeit festgesetzten Mischgebiet eine so weitgehende
Wohnnutzung vom bestehenden Planungsrecht nicht abgedeckt ist, soll neues Pla-
nungsrecht geschaffen werden.

Um die vorgenannten Ziele zu erreichen, wird ein Bebauungsplan nach § 13 a BauGB
aufgestellt. Es handelt sich um einen Plan der Innenentwicklung, mit dem durch Nach-
verdichtung ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden erreicht werden kann. Ein
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C)

Bereich innerhalb der bestehenden Siedlungsstruktur soll stadtebaulich fir weitere
Wohnnutzungen fortentwickelt werden.

Planinhalt
Art der baulichen Nutzung

Im Uberwiegenden Teil des Plangebietes wird allgemeines Wohngebiet (WA) festge-
setzt. Diese Festsetzung dient dem Ziel, die bereits entstandene Wohnbebauung abzu-
sichern sowie auch fir die restlichen Grundstiicke Wohnnutzung zu ermdglichen.
Durch die Lage am Werdersee und die Néhe zur Innenstadt ergibt sich an dieser Stelle
eine hohe Nachfrage nach Wohnraum, der mit diesem Bebauungsplan Rechnung ge-
tragen werden soll. Die wenigen im Planbereich zurzeit noch vorhandenen und bau-
rechtlich genehmigten gewerblichen Strukturen werden als nicht stérendes Gewerbe
und als mit der Ausweisung Allgemeines Wohngebiet WA vereinbar eingestuft. Dies
bezieht sich auf das Grundstick Am Dammacker 21, wo sich in einer alteren Halle drei
kleinere Handwerksbetriebe befinden, die nur noch sehr eingeschrankt betrieben wer-
den, sowie auf das Grundstick Am Dammacker 18c, auf dem sich noch ein Betrieb
zum Verkauf von Fenstern und Tiren befindet, mit Verkaufsraum zur Stralle Am
Dammacker. Dieser Betrieb wird aber zurzeit und bis Ende 2018 an einen anderen
Standort verlagert.

Ein Grundstlcksstreifen entlang der stidostlichen Geltungsbereichsgrenze, in dem sich
auch der Betrieb fur den Verkauf von Fenstern und Tiren befindet, wird weiterhin als
Mischgebiet (MI) festgesetzt. Damit wird einerseits ein nachfolgender mischgebietsver-
traglicher Betrieb planungsrechtlich gesichert, andererseits das Wohngebiet im Westen
vom aul3erhalb des Plangebietes gelegenen Gewerbegebiet im Osten abgeschirmt. In
diesem festgesetzten Gewerbegebiet, auf der dstlichen Seite von Am Dammacker und
aullerhalb des Plangebietes, befindet sich ein Betrieb zur Herstellung von Filtern und
Armaturen (Bebauungsplan 1808B). Dahinter befindet sich ein metallverarbeitender
Betrieb.

Eine larmtechnische Untersuchung des Blros T&H Ingenieure ,Schalltechnische Un-
tersuchung fur die Aufstellung des BP-Nr. 2430 ,Am Dammacker’ in Bremen Huckelrie-
de” vom 1.2.2018 hat ergeben, dass tagsiuber im siddstlichsten Teil des Plangebietes
durch Gewerbelarm bis zu 61 dB(A) erreicht werden. Damit wird fir das dort festge-
setzte Mischgebiet der zuldssige Immissionsrichtwert von tags 60 dB(A) um bis zu 1
dB(A) Uberschritten, was nach TA Larm beim Einwirken mehrerer Betriebe auf einen
Immissionsort zulassig ist. Somit sind wesentliche Einschrankungen des vorhandenen
Gewerbes nicht zu erwarten. Fir die betroffenen Grundsticke bestehen auf der l&arm-
abgewandten Seite ruhigere Bereiche. Unter Beriicksichtigung der vorhandenen Ge-
mengelagensituation wird eine Uberschreitung um bis zu 1 dB(A) in diesem Teilbereich
fur zumutbar angesehen.

Nachts werden die Immissionsrichtwerte fir Ml wie auch fir WA nicht tGberschritten.

Um insgesamt ein gesundes Wohnen zu ermdglichen, soll mit der Textlichen Festset-
zung Nr. 7. sichergestellt werden, dass im WA und auch im MI durch geeignete Schall-
schutzmalRnahmen wie schallgedampfte Laibungen usw. in den Aufenthaltsraumen der
Wohnungen ein Innenraumpegel von nachts 30 dB(A) bei freier Bellftung und tagsiiber
35 dB(A) nicht tUberschritten wird.

Im Mischgebiet soll zumindest das Erdgeschoss frei von Wohnnutzungen sein, die Ub-
rigen Geschosse kdnnen als Wohnraum genutzt werden. So sollen im Mischgebiet in
den Hauptbaukdrpern Nutzungen wie Wohnungen und Stellplatze fur Kraftfahrzeuge im
Erdgeschoss nicht zulassig sein (Textliche Festsetzung Nr. 2).
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Um im Mischgebiet nur gebietsvertragliche gewerbliche Nutzungen zu ermdglichen,
sollen Tankstellen und Vergnlgungsstatten ausgeschlossen werden (Textliche Fest-
setzung Nr. 3.). Damit werden zusatzliche Verkehre im Gebiet vermieden, die sich sto-
rend auf die Wohnnutzung auswirken wirden. Vergnigungsstatten und Tankstellen
sollen eher in stadtischeren Bereichen wie am Buntentorsteinweg angesiedelt sein, wo
sie auch zulassig sind.

Die in dem gegenuberliegenden Gewerbegebiet, aul3erhalb des Geltungsbereiches
dieses Bebauungsplans, gelegenen Betriebe unterlagen bereits vor Aufstellung dieses
Bebauungsplanes einem Ricksichtnahmegebot; es kdnnen die in Gewerbegebieten
zuladssigen Larmwerte nur in dem Maf3e ausgenutzt werden, wie das benachbarte
Mischgebiet dadurch nicht beeintrachtigt wird. Dieser Tatbestand besteht weiterhin.
Das hinter der Mischgebietszone gelegene Allgemeine Wohngebiet wird durch die
Mischgebietsbebauung vom Gewerbegebiet separiert.

2. Malf3 der baulichen Nutzung

Es wird eine Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 sowie eine Geschossflachenzahl (GF2)
von 1,2 als Hochstgrenze festgesetzt. So wird gewdhrleistet, dass trotz sehr unter-
schiedlich grofRer Grundstiicke die Dichte der Bebauung angemessen bleibt.

In der Sudhélfte des Bebauungsplanes, entlang der Griinverbindung vom Werdersee
zum Dammacker sowie im sudgstlichen Bereich zwischen Buntentorsdeich und Am
Dammacker, einschlie3lich des Mischgebietes, werden drei Vollgeschosse und eine
maximale Gebaudehdhe von 14 m festgesetzt. Damit kann die bereits im Gebiet beste-
hende dreigeschossige Wohnbebauung fortgesetzt und eine gute Ausnutzung der Fla-
chen gewahrleistet werden. Im ubrigen Geltungsbereich sollen zwei Vollgeschosse als
Hochstmal und eine maximale Gebaudehohe von 11 m festgesetzt werden, analog zu
den angrenzenden Siedlungsbereichen.

Insgesamt wird eine den unterschiedlichen Grundsticksverhaltnissen angepasste Be-
bauung mit ausreichenden Freirdaumen und eine an der Umgebung orientierte Ausnutz-
barkeit der Grundstiicke angestrebt. Die festgesetzten Hohen der baulichen Anlagen
orientieren sich an den vorhandenen Wohnbaustrukturen in der Nachbarschaft, wie sie
auch schon im Bebauungsplan 1808A festgesetzt sind.

Die GRZ von 0,4 bleibt hinter der im Bebauungsplan 1808A zuvor geltenden GRZ von
0,6 zuruck, womit der veranderten Art der Nutzung Rechnung getragen wird. In zwei
Bereichen wird die Geschossigkeit von zwei auf drei Geschosse angehoben, um damit
die bauliche Ausnutzbarkeit, auch bei niedrigerer GRZ, auszugleichen. In den anderen
Bereichen ist bereits weitgehend eine Wohnbebauung realisiert worden, die eine GRZ
von 0,4 oder darunter aufweist.

3. Bauweise, Baugrenzen

Die geschlossene Bauweise der nordlichsten Bauzeile entspricht den Festsetzungen
fur die Wohnbebauung in der direkten nérdlich angrenzenden Nachbarschaft und si-
chert die dort bereits entstandene Reihenhauszeile planungsrechtlich ab.

Ein Bereich im Osten, zwischen Am Dammacker und Griinverbindung zum Werdersee,
soll in offener Bauweise bebaut werden. Hier sollen Wohngebaude ahnlich denen nérd-
lich des Geltungsbereiches entlang der Griinverbindung zum Werdersee realisiert wer-
den kdnnen.

Fur die Ubrigen Bereiche wird abweichende Bauweise festgesetzt, um die bereits be-
stehenden vielféaltigen Baustrukturen planungsrechtlich abzusichern und Ergdnzungen
entsprechend mdglich zu machen. Fast alle Grundstiicke sind in der jingeren Vergan-
genheit mit Wohnbauten bebaut worden, die auf bestehenden sehr unterschiedlichen
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Grundstucksparzellen platziert wurden. Nur die abweichende Bauweise kann diese
Strukturen planungsrechtlich absichern. In der abweichenden Bauweise gilt die offene
Bauweise mit der Mal3gabe, dass an eine Grundstiicksgrenze angebaut werden kann,
ohne dass der Nachbar ebenfalls an die Grundstiicksgrenze anbauen muss (Textliche
Festsetzung Nr. 4). Zudem kdnnen in den Gebieten mit abweichender Bauweise die
Gebaudelangen 50 m Uberschreiten.

Die Baugrenzen wurden weitgehend aus dem Bebauungsplan 1808A Ubernommen.
Nur vereinzelt gibt es Anpassungen an die heutige Situation.

4. Verkehrsflachen

Die StraBe Am Dammacker stellt die ErschlieRungsstraRe dar und ist als Offentliche
Verkehrsflache festgesetzt.

5. Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen

Nebenanlagen, Garagen (und Carports) und Stellplatze sind nur innerhalb der Bauzo-
nen zulassig. Damit soll gewahrleistet werden, dass die Randbereiche der Grundstiicke
zum Beispiel fur eine Eingriinung zur Verfiigung stehen (Textliche Festsetzung Nr. 5).

6. Sonstige Festsetzungen

Fur einen bestehenden und befahrbaren Weg wird ein Geh- Fahr- und Leitungsrecht
zugunsten der Stadtgemeinde Bremen, der Leitungstrdger und der Anlieger festge-
setzt. Dieser Weg erschliel3t riickwartig gelegene Wohnbebauung und ist privat.

In der Textlichen Festsetzung Nr. 9 wird auf Grundlage § 86 Abs. 1 Nr. 5 BremLBO
festgesetzt, dass Einfriedigungen von Baugrundstiicken nur als Hecken aus standort-
gerechten heimischen Gehdlzen zulassig sind. Zaune sind nur zuldssig in Verbindung
mit Hecken und mussen von diesen zu den 6ffentlichen Verkehrsflachen hin verdeckt
sein.

7. Mafnahmen fir die Nutzung erneuerbarer Energien

Es wird ein reduzierter Energiebedarf durch Energieeinsparung angestrebt. Dies kann
durch die Verwendung erneuerbarer Energien (z.B. thermische Solarenergie) bewirkt
werden. Um hierfur die Voraussetzung zu schaffen, bestimmt die textliche Festsetzung
Nr. 6., dass bei der Errichtung der Geb&aude die tragende Konstruktion der Dachflache
statisch so auszubilden und die erforderliche Bautechnik (z.B. Leerrohre, Lage der
Technikanschlisse) so auszugestalten ist, dass die Errichtung von Anlagen zur Nut-
zung der Solarenergie auch nachtraglich maglich ist.

8.  Altlasten/ schadliche Bodenveranderungen

Fur das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen Untersuchungen
durchgefuhrt. Fir gesundheitsschadliche Belastungen in Boden und Grundwasser ha-
ben sich Hinweise ergeben.

Um auf belasteten Flachen Wohnungsbau realisieren zu kénnen, sind diese dafir vor-
zubereiten. Die Textliche Festsetzung Nr. 8. setzt fest, dass die beabsichtigten Nutzun-
gen im Bereich der mit xxx gekennzeichneten Flachen nur zuldssig sind, wenn mittels
geeigneter technischer Vorkehrungen (z.B. Bodenaustausch oder Herstellung einer
Deckschicht bzw. Versiegelung) dauerhaft sichergestellt wird, dass ein Kontakt mit
umweltgefahrdenden Stoffen im Boden ausgeschlossen ist.
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D)

Weiteres siehe unter D) Umweltbelange.

Umweltbelange

Bei der vorliegenden Planung liegen die Voraussetzungen zur Anwendung des § 13a

BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) vor, da

o die festgesetzte maximal bebaubare Grundflache gemal § 19 Abs. 2 Baunutzungs-
verordnung von ca. 16.000 m? unter dem Schwellenwert von 20.000 m? zul&ssiger
Grundflache gemal § 13a Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch liegt,

e der Bebauungsplan 2430 keine Vorhaben zulasst, die einer Pflicht zur Durchfih-
rung einer gesetzlichen Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen,

o keine Anhaltspunkte bestehen, dass Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
oder Europdische Vogelschutzgebiete beeintrachtigt sind (81 Abs. 6 Nr. 7 Buchsta-
be b BauGB) und

e das Plangebiet weitab von Storfallbetrieben liegt (§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB neuer
Fassung; hierauf wird hingewiesen, obwohl das Verfahren noch nach den Vorschrif-
ten geflihrt wird, die vor der Novelle des BauGB im Mai 2017 galten).

Von einer Umweltprifung gem. 8§ 2 Abs. 4 BauGB wird daher abgesehen.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1 a BauGB
sowie die abwagungsrelevanten Umweltauswirkungen, die sich durch die Planung er-
geben, werden mit ihren entsprechenden Wirkungsfeldern betrachtet und bewertet:

Larm

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sowie um-
weltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Be-
volkerung sind geméanR § 1 BauGB bei der Aufstellung der Bauleitplane insbesondere zu
berticksichtigen. Nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist bei der
Planung sicherzustellen, dass schadliche Umwelteinwirkungen durch La&rm auf Wohn-
und sonstige schutzbedurftige Gebiete soweit wie mdglich vermieden werden.

Bei der Beurteilung der schalltechnischen Situation sind fir die stadtebauliche Planung
die Orientierungswerte der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau®* maf3geblich (tags-
Uber 55 dB(A), nachts 45 / 40 dB(A). Der niedrigere Nachtwert soll fur Industrie-, Ge-
werbe- und Freizeitlarm sowie fir Gerdusche von vergleichbaren o6ffentlichen Betrieben
gelten; der héhere Nachtwert ist entsprechend fiir den Einfluss von Verkehrslarm zu
bericksichtigen.

Eine Quelle fur Larm ist der in 1.200 bis 2.500 m Entfernung gelegene Flughafen mit
seinem Flugbetrieb. Das Plangebiet liegt aber aul3erhalb der Larmschutzbereiche des
Flughafens Bremen.

Fur den Planbereich wurde am 1.2.2018 eine Schalltechnische Untersuchung vom BU-
ro T&H Ingenieure GmbH, Bremen, erstellt. Darin wurden sowohl die Immissionsquel-
len innerhalb des Geltungsbereiches als auch die auf diese Flachen einwirkenden Im-
missionen benachbarter Betriebe untersucht.

Das benachbarte Gewerbegebiet hat Auswirkungen auf das Plangebiet. Demnach wer-
den im sudostlichen Bereich des Geltungsbereiches Immissionswerte von 55 dB(A)
tags berechnet. Im stidostlichen Ende des Geltungsbereiches gibt es eine kleine Teil-
flache, wo mit 61 dB(A) der zulassige Immissionsrichtwert von 55 dB(A) fur Allgemeine
Wohngebiete um bis zu 6 dB(A) Uberschritten wird. Nachts ist hier mit Stral3enver-
kehrslarm von 45 bis zu 50 dB(A) zu rechnen. Die Festsetzung eines Bereiches als
Mischgebiet an dieser Stelle soll einerseits den vor Ort befindlichen Betrieb sichern,
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andererseits ergibt sich damit ein zulassiger Immissionsrichtwert von 60 dB(A) fur
Mischgebiete also eine Uberschreitung von nunmehr 1 dB(A). Dies ist nach TA Larm
zulassig, wenn mehrere Betriebe auf den Immissionsort einwirken.

Die textliche Festsetzung Nr. 7 soll im Plangebiet gesunde Wohnverhéltnisse sichern.
So soll durch geeignete SchallschutzmalBhahmen gewahrleistet werden, dass in den
AufenthaltsrAumen der Wohnungen ein Innenraumpegel von tagstber 35 dB(A) nicht
Uberschritten wird. Bei Geb&uden, die im Mischgebiet MI errichtet werden, ist aus
Grunden des Schallschutzes zu gewahrleisten, dass in Schlaf- und Kinderzimmern
nachts bei AuRenpegeln groRer 45 und gréRer/gleich 50 dB(A) ,am Ohr des Schlafen-
den” bei freier Bellftung (gekipptes Fenster) 30 dB(A) nicht Gberschritten wird.

Fir hausnahe Freibereiche (z.B. Terrassen, Balkone, Loggien) im Mischgebiet Ml ist
durch bauliche Ausbildung (Gebaudestellung, Grundrissgestaltung, larmabsorbierende
Materialien oder in ihrer Wirkung vergleichbare MaRnahmen) sicherzustellen, dass ein
Larmwert von 55 dB(A) tags eingehalten wird.

Altlasten

Fur das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen Untersuchungen
durchgefihrt.

Demnach sind einige Flachen im Plangebiet durch Altlasten im Boden belastet. Diese
Flachen sind einzeln gekennzeichnet. Unter Kennzeichnungen sind die Belastungen im
Bebauungsplan aufgefihrt.

Die Festsetzung Nr. 8 knipft die Zulassigkeit von Vorhaben an eine Sanierung der Bo-
denbelastungen.

Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Flache (A) ist der Boden bis zu einer Tiefe
von 0 bis 0,2 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbesondere Blei und Cadmium
verunreinigt.

Die Prifwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) fur den
Parameter Blei fur Kinderspielflachen und Wohnnutzung sind Uberschritten. Der Prif-
wert der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) fur den Parame-
ter Cadmium fur Flachen, die sowohl als Aufenthaltsbereiche fir Kinder als auch fir
den Anbau von Nutzpflanzen dienen, ist Uberschritten. Die Bodenverunreinigungen
sind augenscheinlich durch Auffillungen verursacht.

Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Flache (C) ist der Boden bis zu einer Tiefe
von 0,1 bis 1,1 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbesondere Blei und Ben-
zo(a)pyren verunreinigt.

Die Prifwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) fiir den
Parameter Blei fur Kinderspielflachen und Wohnnutzung sind Gberschritten. Der Prif-
wert der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) fir den Parame-
ter Benzo(a)pyren fir Kinderspielflachen und Wohnnutzung sind tberschritten. Die Bo-
denverunreinigungen sind augenscheinlich durch Auffillungen verursacht.

Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Flache (D) ist der Boden bis zu einer Tiefe
von 0 bis 0,3 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbesondere Blei und Ben-
zo(a)pyren verunreinigt.

Die Prifwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) fiir den
Parameter Blei und Benzo(a)pyren fir Kinderspielflachen und Wohnnutzung und teil-
weise auch fur Park- und Freizeitnutzung sind Uberschritten. Die Bodenverunreinigun-
gen sind augenscheinlich durch Auffullungen verursacht.

Eine ehemals auch belastete Flache (B) ist wahrend des Planverfahrens bereits saniert
worden, so dass deren Kennzeichnung entfallen konnte.
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E)

Boden- Grundwasser

Fur eine Beeintrachtigung des Grundwassers haben sich keine Hinweise ergeben.

Grinstrukturen, Baume

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine nennenswerten Griinstrukturen
oder Baume. Der auf das Gebiet einwirkende Baumbestand steht an der Wegeverbin-
dung zwischen Am Dammacker und dem Werdersee 6stlich des Planbereiches sowie
sudlich entlang der Wegeverbindung Buntentorsdeich. Fir die vereinzelten Baume im
Gebiet ist die Baumschutzverordnung maf3geblich.

Kampfmittel

Die Auswertung der Luftbilder ergab, dass dort mit Kampfmitteln gerechnet werden
muss. Vor Realisierung der Planung ist daher in Zusammenarbeit mit den zustandigen
Stellen eine Sondierung und Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen. Zur Sicher-
stellung, dass dies beachtet wird, erfolgt die Aufnahme eines entsprechenden Hinwei-
ses in den Bebauungsplan.

Sonstige Umweltbelange

Die sonstigen, u. a. in 8 1 Abs. 6 Nr. 7 und in § 1la Abs. 3 und 4 BauGB genannten
Umweltbelange werden von der Planung nicht betroffen.

Nachrichtliche Ubernahmen

Bei Uberschreitung der Hohe von 28,2 m ii. NHN durch bauliche Anlagen oder Teile
solcher sowie durch alle anderen Hindernisse ist die Zustimmung bzw. Genehmigung
der Luftfahrtbehérde gemaf § 12 bzw. § 15 des LuftVG einzuholen.

Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prifung

Finanzielle Auswirkungen

Die Flachen im Plangebiet sind weitgehend privat. Die ErschlieBungsstralRe ist herge-
stellt. Wegen einer mdglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschliel3en, dass
der Stadtgemeinde Bremen Kosten entstehen kénnten.

Die erforderlichen Mittel werden — soweit Dritte nicht zur vollstandigen Refinanzierung
der Kosten herangezogen werden kdnnen — entsprechend den zur Verflgung ge-
stellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, Uber die die Birgerschaft im Rah-
men der Haushaltsaufstellung zu beschlie3en hat.

Gender-Prifung

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2430 sind mdgliche unterschiedliche
Auswirkungen auf Frauen, Manner und Diverse betrachtet worden. Der Bebauungsplan
setzt ein allgemeines Wohngebiet sowie ein Mischgebiet mit Einschrankungen fest,
ohne spezifische Nachfragegruppen zu bedienen. Frauen, Manner, Diverse sowie ins-
besondere Familien haben gleichermalRen Zugang zu den Baumdglichkeiten bzw. dem
Wohnangebot im Planbereich.
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Fur Entwurf und Aufstellung
Der Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr Im Auftrag

Bremen, s
Senatsrat



ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN KENNTLICHMACHUNG FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)
'ﬂ Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans f i i i . Umgrenzung der Flachen, deren Boden erheblich mit B E BAU U N GS P LAN 24 30
umweltgefardenden Stoffen belastet sind.
Im Bereich der durch XXX gekennzeichneten Flache (A) ist der Boden bis . . .y
ART DER BAULICHEN NUTZUNG zu einer Tiefe von 0 bis 0,2 Meter mit umweltrelevanten Schadstoffen,ins- fur ein Gebiet in Bremen - Neustadt
Vorstadt am linken Weserufer besondere Blei und Cadmium verunreinigt. zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Damm-
Flur: 4 WA Allgemeine Wohngebiete Die Prufwerte der Bundes- Bodenschutz und Altlastenverordnung (BBodSchV) .- -
OriginalmaRstab 1:1000 fir den Parameter Blei flr Kinderspielflachen und Wohnnutzungen sind (iber- acker und der Grunverbindung zum Werdersee
M Mischaebiet schritten. Der Prufwert der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
9 (BBodSchV) fur den Parameter Cadmium fur Flachen, die sowohl als Aufent-
< 0 25 50 100 Meter . . ) .
/™ | | | | | | | | | haltsbereiche flr Kinder als auch flr den Anbau von Nutzpflanzen dienen, )
(\7 , TN MASS DER BAULICHEN NUTZUNG ist U_t_;erschritten. Die Bodenverunreinigungen sind augenscheinlich durch (Bearbeltu ngsstand: 27.02.201 9)
A\ //* Auffillungen verursacht.
o’ o TR g80r63 280/60 X GRZ G dflach hi
// / N Y4 ' run ?C enza Im Bereich der durch XXX gekennzeichneten Flache (C) ist der Boden in
Y . //7/ QoY GFZ Grundflachenzahl einer Tiefe von 0 bis 1,1 Meter mit umweltrelevanten Schadstoffen,ins-
<}//%/// o\ 40D I Zahl der Voligeschosse, Hochstmaf bgsonqere Blei und Benzo(a)pyren verunreinigt.
e i /\// ) . Die Prufwerte der Bundes- Bodenschutz und Altlastenverordnung (BBodSchV)
e OK Gebaudehohe bezogen auf angrenzende Stralte fiir den Parameter Blei fiir Kinderspielfldichen und Wohnnutzung sind tiber-
T A Am Dammacker schritten. Der Prifwert der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
b o A //\\//\ 2\ (BBodSchV) fiir den Parameter Benzo(a)pyren fiir Kinderspielflachen und
XN XX 5;/ Wohnnutzung sind Uberschritten. Die Bodenverunreinigungen sind augen-
/}/// o\ 2aX ., BAUWEISE, BAUGRENZEN scheinlich durch Auffiillungen verursacht.
\ 559 - /0{ / ] A %9% .
P O R /?//// Offene Bauweise Im Bereich der durch XXX gekennzeichneten Flache (D) ist der Boden in
(T @\ — //// /; /"582 Geschlossene Bauweise einer Tiefe von 0 bis 0,3 Meter mit umweltrelevanten Schadstoffen, ins-
P W A /// SN\ _ _ besondere Blei und Benzo(a)pyren verunreinigt.
P /;// 200 ) a Abweichende Bauweise Die Priifwerte der Bundes- Bodenschutz und Altlastenverordnung (BBodSchV)
| 3 \Z\ alis? s S\ AN o — Baugrenze fir den Parameter Blei und Benzo(a)pyren flr Kinderspielflichen und Wohn-
RN O SZ i /);”/‘ A / nutzung und teilweise auch fur Park- und Freizeitnutzung sind Gberschritten.
L, & : > P .. Die Bodenverunreinigungen sind augenscheinlich durch Auffullungen ver-
: (// > VERKEHRSFLACHEN Ureacht.

y
¢ A \
< ;
\\\
\Ke,
\ 43815
39415 ¢ X
\\\ ) A\
\
)

//\; )
//> 280/196/80/183
\)‘/

480/207 480/201 /

480/12}?~\ N/ T~
/ S~ / /
/ ~ 1) >SS .
- LN StralRenverkehrsflachen
{ / YL { / 7 S 276101
L / &) 4 / / 478/140
g / ~< / N / /
’, / y 478138 Y.
478169 | 4 LN / / —
L A / />
Vi / / /
K 7

I e Ly StraRenbegrenzungslinie NACHRICHTLICHE UBERNAHMEN

-y X 5 // / Bei Uberschreitung der Héhe von 28,2 m . NHN durch bauliche
<3 a,/ o SONSTIGE FESTSETZUNGEN Anlagen oder Teile solcher sowie durch alle anderen Hindernisse ist die
S /// Zustimmung bzw. Genehmigung der Luftfahrtbehérde gemaR § 12 bzw.
g oz | T %.{ﬁ 7 e l_____l Mit der Allgemeinheit dienenden Geh-, Fahr- und Leitungs- § 15 des LuftVG einzuholen.

rechten zugunsten der Stadtgemeinde Bremen sowie Leitungs-
trager und Anlieger zu belastende Flachen

401/39

L / /
/0» " 5 ~L6, 276111

480/225

478/49

277951
401/41

o009 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

sy //x o TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

278005 It

g ~1 ) oy 1. Mit der Bekantmachung dieses Plans treten innerhalb seines Geltungs-
A4 ~L_// > . . . . . .
ASS L //// P> bereichs samtliche Festsetzungen bisheriger Bebauungsplane aufder
2L/ Kraft.

~

//y DN 4781144 >, /
/ N e, L4
/ VTN V//’ S, 478/143 ~/
L / 7 {
~< 4 / ~{/ 478/142

~ K / / N -

™~/ / 7 /s 4181159 /T
I/ / S~ /

478/151 ~. 1] T d /

4781152, = A g

/478/153,

/ 7 i

/ 7 /
/ 4rei00
/ / /4

) / 478120

y /i /

£ /
L] /

401/51 219007

2. Im Mischgebiet Ml sind innerhalb der Hauptgebaude im Erdgeschoss
Wohnungen und Stellplatze fur Kraftfahrzeuge nicht zulassig.

™~

282151

7/

. y /y \//41// P~ ‘ Z 7-," N o g PR K & ; a 32 ‘.'; 2
/ /y;: L 4781154 /// ~/ / /W‘ o~ _. ; y $co N s R =
\/('" ) // /J///M/\;;W \// ’\‘//// \«4 %’\”/; / 478/16% H H H ¥ A H s ' o ’ < 3 e.%“‘ 3 & 5 ) 2 -
\ , Y QDO e XN // $ // 1, 3. Im Mischgebiet MI sind Tankstellen und Vergnugungsstatten nicht PO AN & : G
\D <§Q 478/155 \é\\/ /1 ~ \/’ K [ ////g/ /\“\’,/ 13 . & § Tl s : AR . =LY
2\ 2 478/156 x\j’ / s ~{_ / 7 s AL> ZU aSS|g
{i’(\}» 40172 123/35 8 */\7/ // \jn”w 478/158’ 478/63 ;‘7 4781162 4~4//{/ /
e ¢ Vo S A o> ) A e 4. In der abweichenden Bauweise a gelten die Vorschriften der offenen
p s \/2) // A~ / / // L Bauweise mit der MalRgabe, dass eine Grenzbebauung zulassig ist,
g " ST ohne dass von den Nachbargrundstiicken her angebaut werden muss. T ; :
v /% g PP e &) Dort sind auch Gebaude von mehr als 50 m Lange zulassi NN (/‘%‘%\ | =
A X “’ %”%e 5. Auf den nicht Uberbaubaren Grundstucksflachen sind Nebenanlagen,
X /@@ N O ’a%ﬁs ~ ~ soweit sie Gebaude im Sinne der Bremischen Landesbauordnung sind, RECHTLICHE GRUNDLAGEN: Far Entwurf und Aufstellung
A - . // . sowie Garagen und Stellplatze nicht zulassig. Baugesetzbuch (BauGB) Der Senator fiir Umwelt, Bau und Verkehr
=) //// > ) Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F.d.B. vom 21. November 2017
,) : / 6. Beider Errichtung der Gebaude ist die tragende Konstruktion der (BGBI. | S. 3786) Bremen
v // /) Dachflache statisch so auszubilden und die erforderliche Bautechnik Planzeichenverordnung (PlanZV) P
/ e NS ~ / (z.B. Leerrohre, Lage der Technikanschlisse) so zu gestalten, dass die Bremische Landesbauordnung (BremLBO) Im Auftra
/ ~ Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Solarenergie auch nachtraglich Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 9 e Senatsrat """"""
// maoglich ist. . _ -
7 </ / ) ) Die Bestimmungen der Baumschutzverordnung bleiben von den Dieser Plan hat beim Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr
7. Im Mischgebiet Ml ist tagsiiber mit Gewerbelarm von 55 bis zu 61 dB(A) Festsetzungen unberiihrt. gemal § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch o
K und im allgemeinen Wohngebiet WA von 42 bis zu 54 dB(A) zu rechnen. vomé .......... f SRR 0] 1 offentlich ausgelegen
e Im Mischgebiet Ml ist nachts mit Strallenverkehrslarm von 45 bis zu Die Artenschutzvorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes bleiben unberihrt. Der Senator fur Umwelt, Bau und Vlerrrmkzz;tra
50 dB(A) zu rechnen. Durch geeignete Schallschutzmalinahmen ist zu Ausnahmen und Befreiungen, z.B. fiir notwendige Rodungen von Gehélzen und S
& gewahrleisten, dass in den Aufenthaltsraumen der Wohnungen ein - Vegetationsflachen in der Zeit vom 01.03. — 30.09., sind im Vorwege bei der Dieser Plan hat im Ortsamt Neustadt
’ Innenraumpegel von tagsiber 35 dB(A) nicht Uberschritten wird. Bei Naturschutzbehdrde zu beantragen. Rechtzeitig vor Fallung ist fachlich zu prifen, VOM Lo DIS .o ausgelegen
100 Gebauden, die im Mischgebiet Ml errichtet werden, ist aus Grunden des ob Lebensstatten fiir besonders geschiitzte Tierarten (Végel und Fledermause) Der Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr
. VN Schallschutzes zu gewahrleisten, dass in Schlaf- und Kinderzimmern nachts betroffen sind
> : ) ) : etrofren sind. Im Auftrag.......ccceeeveveiiien
4 Diese Planunterlage entspricht dem Inhalt der amtlichen Liegenschaftskarte und bei Au Benpegelp grgf&er 4? und groBgr/gIelch 50 dB(A) ,am Ohr des ) . . . .
b weist im Geltungsbereich des Bebauungsplansdie stadtebaulich bedeutsamen / Schafenden® bei freier Beluftung (geklpptes Fenster) »30 dB(A) nachts" nicht Im Planbereich ist mit Kampfmitteln zu rechnen. Beschlossen in der Sltzung des Beschl9ssen in der Sltzung der
g?:rilghvir:nér;\ll?)%ir;]sgglgOS:;aBen, Wege und Platze vollstandig nach. uberslchrlt.ten V.VII’d. Fur. hauspahe Frelbere'lche (z.B.'Terrassen, ?alkone, Vor Aufnahme der pIanméBigen NUtZUﬂg ist in Zusammenarbeit mit Senatsam .......cooveiiiiiiiien. Stadtburgerschaft am...............
«[ Sie hat eine fur den Zweck der Planung hinreichende geometrische Logglen) im Mischgebiet Ml ist durch bauliche Ausbildung (GebaUdeSte”ung’ den zusténdigen Stellen eine Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen.
Genauigkeit. Grundrissgestaltung, larmabsorbierende Materialien oder in ihrer Wirkung ver-
s Bremen. den 19. Mérz 2015 gleichpare MaBnahmen) sicherzustellen, dass ein Larmwert von 55 dB(A)
%, tags eingehalten wird.
N Geolnformation Bremen
0%5 Landesamt fiir Kataster - Vermessung - 8. Die beabsichtigten Nutzungen sind im Bereich der mit XXX gekennzeich- Perrrrnrreaneereneneen
immobilienbewertung - Informationssysteme Vs neten Flachen nur zuldssig, wenn mittels geeigneter technischer Vor- Senator ~ Direktor bei der
Im Auftrag kehrungen (z.B. Bodenaustausch oder Herstellung einer Deckschicht bzw. Bremischen Burgerschaft
Joz. Nun Versiegelung) dauerhaft sichergestellt wird, dass ein Kontakt mit umwelt- Bekanntmachung gemalk § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch im Amtsblatt
' gefahrdenden Stoffen im Boden ausgeschlossen ist. der Freien Hansestadt Bremen vom ............... ,eite........ Ll
Y 120z Diese Karte ist gesetzlich geschitzt. Sie darf nur mit Zustimmung von
Geolnformation Bremen vervielfaltigt, umgearbeitet, veroffentlicht Bearbeitet: Schillin
/ %, | oder an Dritte weitergegeben werden. 9. Einfriedigungen von Baugrundstlcken sind nur als Hecken aus standort- Gezeichnet: SchIUtegr]' Ao Bebau U ngSplan
= % . 1‘0%';, (§ 14 des Vermessungs- und Katastergesetzes vom 18.10.1990-Brem. Gbl.S.313) gerechten heimischen Geholzen Zu|éssig_ Zaune sind nur Zu|éssig in 27 02 2019 A neA ) ) o
ngauun%splan 2430 \ ////se/ \ -— 7, Verbindung mit Hecken und miissen von diesen zu den offentlichen Verfahren: ( I\-/Iéd.er-)Focks 2430

Verkehrsflachen hin verdeckt sein (§ 86 Abs.1 Nr. 5 BremLBO).




	00_19_S_584_BPlan_2430_Buntentorsdeich
	Bebauungsplan 2430
	für ein Gebiet in Bremen - Neustadt
	zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee.
	(Bearbeitungsstand: 27.02.2019)
	 Zweite öffentliche Auslegung
	I. Sachdarstellung
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Erneute öffentliche Auslegung
	D. Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prüfung
	1. Finanzielle Auswirkungen
	2. Gender-Prüfung

	E. Abstimmungen

	II. Beschlussvorschläge

	01_Bericht_BP_2430
	Bebauungsplan 2430
	für ein Gebiet in Bremen - Neustadt  zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee. (Bearbeitungsstand: 27.02.2019)
	A. Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)
	1. Planaufstellungsbeschluss
	2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB
	3. Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB
	4. Öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und gleichzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB
	5. Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der öffentlichen Auslegung
	5.1  Stellungnahme des Beirats
	5.2 Einige Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Hinweise vorgetragen, die zu Anpassungen/Ergänzungen des Planentwurfs und der Begründung geführt haben. Auf den Gliederungspunkt 7 dieses Berichts wird verwiesen. Nach Klärung bestimmt...
	6. Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung
	7. Änderungen bzw. Ergänzungen des Planentwurfes und der Begründung nach der öffentlichen Auslegung
	7.1 Änderungen bzw. Ergänzungen des Planentwurfes
	7.2 Anpassungen bzw. Ergänzungen der Begründung
	8. Zweite öffentliche Auslegung



	02_Begründung_BP_2430
	1. Art der baulichen Nutzung
	2. Maß der baulichen Nutzung
	3. Bauweise, Baugrenzen
	4. Verkehrsflächen
	5. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen
	8. Altlasten/ schädliche Bodenveränderungen
	D) Umweltbelange
	ULärm
	UAltlasten
	Sonstige Umweltbelange

	03_BBP_02430.1_Entwurf_2019_02_27








- 2 - 



Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr	Bremen, den 27.02.2019

	‑ 64- / ‑ FB‑01 ‑

Telefon:	361‑10347 (Herr Schilling)

361-23977 (Herr Mader-Focks)

361-4136

Deputation für Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung, 
Energie und Landwirtschaft (S)

Vorlage Nr. 19/584 (S)

Deputationsvorlage

für die Sitzung der Deputation
für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft (S)

Bebauungsplan 2430 

für ein Gebiet in Bremen - Neustadt 

zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee.

(Bearbeitungsstand: 27.02.2019)

· Zweite öffentliche Auslegung

Sachdarstellung

Problem

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,4 ha und liegt im Bereich zwischen dem Buntentorsdeich, zu beiden Seiten der Straße Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee. Im Plangebiet gibt es neben Reihenhäusern und Geschosswohngebäuden noch sehr vereinzelt gewerbliche Nutzungen aus dem Metallverarbeitungs-, Maschinen-bau- und Baubereich. Im Nordwesten grenzt Reihenhausbebauung an das Plangebiet an, östlich befinden sich hinter dem Grünzug zum Werdersee in einem festgesetzten Mischgebiet eine Druckerei sowie in einem festgesetzten Gewerbegebiet weitere Handwerksbetriebe. Südlich verläuft die Grünverbindung Buntentorsdeich. Der Bebauungsplan 1808A, rechtskräftig seit dem 12.04.2006, setzt für den Planbereich Mischgebiet MI sowie öffentliche Verkehrsfläche für die Straße Am Dammacker fest. Der Flächennutzungsplan Bremen stellt für die Flächen im Plangebiet Wohnbauflächen dar. Die attraktive citynahe Lage mit ihren Anbindungen zum Stadtteilzentrum Buntentorsteinweg und zum Naherholungsgebiet Werdersee sorgt seit längerem dafür, dass aufgegebene gewerbliche Nutzungen weitgehend durch Wohnungsneubauten ersetzt werden. So wurde in den letzten Jahren auf vielen der Grundstücke Wohnraum, sowohl in Reihenhäusern als auch in Geschosswohnungsbauten, hergestellt. Auch auf weiteren Grundstücken wird der Bau von Wohnungen angestrebt. Da im zurzeit festgesetzten Mischgebiet eine so weitgehende Wohnnutzung vom bestehenden Planungsrecht nicht abgedeckt ist, soll neues Planungsrecht geschaffen werden.

Ein Entwurf des Bebauungsplans 2430 hat vom 18. September 2018 bis 18. Oktober 2018 öffentlich ausgelegen. Nach der öffentlichen Auslegung ist der Planentwurf insbesondere hinsichtlich der Einfriedigung von Baugrundstücken geändert worden (neue Textliche Festsetzung Nr. 9).

Die vorgenannte Planänderung macht eine erneute öffentliche Auslegung erforderlich.

Lösung

Aufstellung eines Bebauungsplanes nach § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung). 

Erneute (zweite) öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019).

Erneute öffentliche Auslegung

Der Planentwurf und die Begründung (Bearbeitungsstand: 02.08.2018) sind nach der ersten öffentlichen Auslegung infolge von Stellungnahmen aus der Trägerbeteiligung geändert worden. Hinsichtlich der Einfriedigung von Baugrundstücken ist die Textliche Festsetzung Nr. 9 neu aufgenommen worden. Die Textliche Festsetzung Nr. 7 zum Schallschutz wurde inhaltlich ergänzt. Es wurden weiterhin Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen aktualisiert.

Die Änderungen des Planentwurfes und der Begründung nach der ersten öffentlichen Auslegung sind in dem beigefügten Entwurf des Berichtes der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft unter dem Gliederungspunkt A) 7. dargestellt; hierauf wird verwiesen.

Nach der zweiten öffentlichen Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplans wird der beigefügte Bericht der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (Entwurf) um das Ergebnis der zweiten öffentlichen Auslegung ergänzt.

Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prüfung

Finanzielle Auswirkungen

Die Flächen im Plangebiet sind weitgehend privat. Die Erschließungsstraße ist hergestellt. Sollte eine Prüfung ergeben, dass Kampfmittel zu beseitigen sind, ist nicht auszuschließen, dass der Stadtgemeinde Bremen Kosten entstehen könnten.

Die erforderlichen Mittel werden – soweit Dritte nicht zur vollständigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden können – entsprechend den zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, über die die Bürgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschließen hat. 

Gender-Prüfung

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2430 sind mögliche unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen, Männer und Diverse betrachtet worden. Der Bebauungsplan setzt Allgemeines Wohngebiet und Mischgebiet fest, ohne spezifische Nachfragegruppen zu bedienen. Frauen, Männer, Diverse sowie insbesondere Familien haben gleichermaßen Zugang zu den Baumöglichkeiten bzw. dem Wohnangebot im Planbereich.

Abstimmungen

Der Entwurf des Bebauungsplanes ist mit den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange abgestimmt worden.

Der Beirat Neustadt hat mit Beschluss vom 7. November 2018 zum Entwurf Stellung genommen und unter anderem die Aufnahme einer Textlichen Festsetzung bezüglich der Einfriedigung von Baugrundstücken gefordert. Der vollständige Beschluss des Beirats zum Entwurf des Bebauungsplans 2430 (Bearbeitungsstand 02.08.2018) sowie die Stellungnahme der Verwaltung werden in dem Entwurf des Berichts der Deputation unter dem Gliederungspunkt 5 behandelt; hierauf wird verwiesen.

Dem Ortsamt Neustadt/Woltmershausen wurde die Deputationsvorlage gemäß der Richtlinie über die Zusammenarbeit des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr mit den Beiräten und Ortsämtern in der Fassung vom 17. November 2016 übersandt.

Der geänderte Planentwurf und die geänderte Begründung werden im Rahmen der zweiten öffentlichen Auslegung erneut den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange (einschließlich Ortsamt und Beirat Neustadt) zugesandt.

Beschlussvorschläge

1.	Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft stimmt dem Entwurf des Bebauungsplans 2430 für ein Gebiet in Bremen - Neustadt zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) einschließlich Begründung zu.

2.	Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft fasst den Beschluss, dass der Bebauungsplan 2430 für ein Gebiet in Bremen - Neustadt zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) einschließlich Begründung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4a Abs. 3 Satz 1 BauGB öffentlich auszulegen ist (zweite öffentliche Auslegung).

3.	Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft-fasst den Beschluss, dass bei der erneuten Auslegung gemäß § 4 a Abs. 3 Satz 2 BauGB Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen abgegeben werden können.

4.	Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft fasst den Beschluss, dass die Dauer der Auslegung und die Frist zur Stellungnahme gemäß § 4 a Abs. 3 Satz 3 BauGB auf zwei Wochen verkürzt wird.

Anlagen

· Bericht der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (Entwurf)

· Begründung zum Bebauungsplan 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019)

· [bookmark: _GoBack]Entwurf des Bebauungsplans 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) 
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Entwurf

Bericht der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft

Bebauungsplan 2430 

für ein Gebiet in Bremen - Neustadt 
zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee.
(Bearbeitungsstand: 27.02.2019)

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft legt den Bebauungsplan 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) und die entsprechende Begründung vor.

Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat am 23. August 2018 beschlossen, den Bebauungsplan 2430 gemäß § 13a BauGB aufzustellen. Dieser Beschluss ist am 08. September 2018 öffentlich bekannt gemacht worden.

Bei dem Bebauungsplan 2430 handelt es sich um einen Plan der Innenentwicklung (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Die Voraussetzungen nach § 13a Abs. 1 BauGB für ein „beschleunigtes Verfahren“ liegen vor.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1a BauGB sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet und berücksichtigt worden.

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum Bebauungsplan 2430 ist am 10. März 2015 vom Ortsamt Neustadt/Woltmershausen eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung in einer öffentlichen Einwohnerversammlung durchgeführt worden.

Das Ergebnis dieser Beteiligung ist von der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft vor Beschluss der öffentlichen Auslegung behandelt worden.

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans 2430 ist die frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB am 18. November 2014 durchgeführt worden. Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

Öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und gleichzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die Anhörung der zuständigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange einschließlich des Beirates Neustadt/Woltmershausen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind für den Bebauungsplan 2430 gleichzeitig durchgeführt worden (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 4a Abs. 2 BauGB).

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft hat am 23. August 2018 beschlossen, den Entwurf zum Bebauungsplan 2430 mit Begründung öffentlich auszulegen. 

Der Planentwurf mit Begründung hat vom 18. September 2018 bis 18. Oktober 2018 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beim Senator für Umwelt, Bau und Verkehr öffentlich ausgelegen. Zugleich hat Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begründung im Ortsamt Neustadt/Woltmershausen Kenntnis zu nehmen. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB unterrichtet worden.

Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der öffentlichen Auslegung

5.1 	Stellungnahme des Beirats

Der Beirat Neustadt hat in seiner Sitzung am 17. November 2018 folgenden Beschluss gefasst:

„Der Beirat nimmt zum Entwurf des Bebauungsplanes 2430 für das Gebiet zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee (Bearbeitungsstand 02.08.2018) wie folgt Stellung:

1.	Die südwestliche Baugrenze des nordöstlichen Baufensters soll - entsprechend der rot eingefügten Linie in der nachfolgenden Skizze - so weit in nordöstliche Richtung verschoben werden, dass ausreichend große Südgärten ermöglicht werden.

[image: ]

2.	Zur Einfriedigung der Grundstücke sollte folgende Festsetzung aufgenommen werden:

Einfriedigungen von Baugrundstücken sind nur als Hecken aus standortgerechten heimischen Gehölzen zulässig. Zäune sind nur zulässig in Verbindung mit Hecken und müssen von diesen zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin verdeckt sein. (§ 85 BremLBO)."

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Der Vorschlag bezüglich der Einfriedigung der Baugrundstücke wird als Textliche Festsetzung Nr. 9 übernommen.

Die Forderung nach einer erweiterten Vorgartenzone (Zurückverlegung der Baugrenze) wird nicht übernommen. Drei Meter nicht bebaubare Fläche werden als ausreichende Tiefe für gut wahrnehmbare Vorgärten angesehen.

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft empfiehlt, der Stellungnahme insofern zu folgen, als dass die Textliche Festsetzung übernommen wird. Im Übrigen soll der Stellungnahme nicht gefolgt werden.

5.2	Einige Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben Hinweise vorgetragen, die zu Anpassungen/Ergänzungen des Planentwurfs und der Begründung geführt haben. Auf den Gliederungspunkt 7 dieses Berichts wird verwiesen. Nach Klärung bestimmter Fragen haben die übrigen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gegen die Planung keine Einwendungen erhoben.

Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung

Anlässlich der öffentlichen Auslegung sind keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen.

Änderungen bzw. Ergänzungen des Planentwurfes und der Begründung nach der öffentlichen Auslegung

Nach der öffentlichen Auslegung und der gleichzeitig durchgeführten Behördenbeteiligung sind der Planentwurf und die Begründung überarbeitet und ergänzt worden.

7.1	Änderungen bzw. Ergänzungen des Planentwurfes

Der Planentwurf ist infolge von Hinweisen im Rahmen der Behördenbeteiligung wie folgt geändert bzw. angepasst worden:

· Die Textliche Festsetzung Nr. 7 wurde im Hinblick auf Schallschutzmaßnahmen zur Minderung des Straßenverkehrs- und des Gewerbelärms geändert.

· Die Textliche Festsetzung Nr. 9 hinsichtlich der Einfriedigung von Baugrundstücken wurde neu aufgenommen.

· Hinsichtlich der Zustimmung bzw. Genehmigung der Luftfahrtbehörde wurde eine „Nachrichtliche Übernahme“ eingefügt.

· Unter Kenntlichmachung wurde der Absatz bezüglich der Fläche (B) gestrichen, da die Fläche zwischenzeitlich saniert wurde und der Absatz bezüglich der Fläche (D) wurde ergänzt. In der Planzeichnung wurde die Kennzeichnung (xxx) der Altlastenfläche B entfernt.

Der beigefügte Planentwurf (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) enthält die vorgenannten Ergänzungen und Änderungen.

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft empfiehlt, den vorgenannten Planänderungen bzw. -ergänzungen zuzustimmen.




7.2	Anpassungen bzw. Ergänzungen der Begründung

Aufgrund der vorgenannten Planänderungen bzw. -ergänzungen und weiterer Hinweise im Rahmen der Behördenbeteiligung wurde die Begründung entsprechend überarbeitet und unter folgenden Gliederungspunkten modifiziert:

· Die Begründung wurde unter C) 6. Sonstige Festsetzungen ergänzt durch eine Erläuterung der hinzugefügten Textlichen Festsetzung Nr. 9.

· Unter D) Lärm wurden im dritten und vierten Absatz Ergänzungen und Erläuterungen bezüglich der Textlichen Festsetzung Nr. 7 im Hinblick auf Schallschutzmaßnahme zur Minderung des Straßenverkehrs- und des Gewerbelärms vorgenommen.

· Unter D) Altlasten wurde der dritte Absatz bezüglich der Fläche (B) gestrichen, da die Fläche zwischenzeitlich saniert wurde und im fünften Absatz wurden Ergänzungen vorgenommen.

· Unter D) wurde am Ende die Nachrichtliche Übernahme hinsichtlich der Zustimmung bzw. Genehmigung der Luftfahrtbehörde aufgenommen.

· Der Text unter E) 2. zur Gender-Prüfung wurde präzisiert.

Die Begründung (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) enthält die vorgenannten Änderungen.

[bookmark: _GoBack]Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft empfiehlt, der angepassten bzw. ergänzten Begründung (Bearbeitungsstand: 27.02.2019) zuzustimmen.

Zweite öffentliche Auslegung

Durch diese nach der ersten öffentlichen Auslegung erfolgten Planänderungen ist eine zweite öffentliche Auslegung des Planentwurfes erforderlich.

(Der Bericht wird nach Abschluss der zweiten öffentlichen Auslegung fortgeführt)
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Seite 2 der Begründung zum Bebauungsplan 2430 (Bearbeitungsstand: 27.02.2019)



Begründung



zum Bebauungsplan 2430

für ein Gebiet in Bremen - Neustadt 

zwischen Buntentorsdeich, beiderseits Am Dammacker und der Grünverbindung zum Werdersee.

(Bearbeitungsstand: 27.02.2019)





A)	Plangebiet



Das Plangebiet liegt im Stadtteil Neustadt, Ortsteil Huckelriede. 





B)	Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes



1.	Entwicklung und Zustand



Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 2,4 ha und liegt im Bereich zwischen dem Buntentorsdeich, der Grünverbindung zum Werdersee und zu beiden Seiten der Straße Am Dammacker. Im Plangebiet gibt es neben Reihenhäusern und Geschosswohngebäuden noch sehr vereinzelt gewerbliche Nutzungen. Einige Grundstücke liegen brach. 

Im Nordwesten grenzt Reihenhausbebauung an das Plangebiet an, östlich befinden sich hinter dem Grünzug zum Werdersee in einem Mischgebiet eine Druckerei sowie in einem festgesetzten Gewerbegebiet zwei weitere Gewerbebetriebe für Filter- und Armaturenherstellung und Metallverarbeitung. Südlich verläuft die Grünverbindung Buntentorsdeich.





2.	Geltendes Planungsrecht

 

Der Bebauungsplan 1808A, rechtskräftig seit dem 12.04.2006, setzt für den Planbereich Mischgebiet MI sowie öffentliche Verkehrsfläche für die Straße Am Dammacker fest. Es ist abweichende Bauweise mit zwei, teils zwei bis drei Geschossen bei einer Grundflächenzahl GRZ von 0,6 und Gebäudehöhen von 11 bzw. 14 Metern festgesetzt.

Der Flächennutzungsplan Bremen 2025, Bekanntmachung vom 28.02.2015, stellt für die Flächen im Plangebiet Wohnbauflächen dar. 





3.	Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes



Die attraktive citynahe Lage mit ihren Anbindungen zum Nahversorgungszentrum Buntentorsteinweg und zum Naherholungsgebiet Werdersee sorgt seit längerem dafür, dass die gewerblichen Nutzungen verdrängt und durch Wohnungsneubauten ersetzt werden. Die Erreichbarkeit des Gebietes ist für Gewerbenutzungen eher umständlich und ungünstig, für Wohnen aber gut, da ruhig und von den größeren Verkehrsadern abgesetzt. So wurde in den letzten Jahren auf vielen der vormaligen Gewerbegrundstücke Wohnraum hergestellt, sowohl in Reihenhäusern als auch in Geschosswohnungsbauten. Auf den verbliebenen Grundstücken wird ebenfalls der Bau von Wohnungen angestrebt. Da aber im zurzeit festgesetzten Mischgebiet eine so weitgehende Wohnnutzung vom bestehenden Planungsrecht nicht abgedeckt ist, soll neues Planungsrecht geschaffen werden.



[bookmark: _GoBack]Um die vorgenannten Ziele zu erreichen, wird ein Bebauungsplan nach § 13 a BauGB aufgestellt. Es handelt sich um einen Plan der Innenentwicklung, mit dem durch Nachverdichtung ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden erreicht werden kann. Ein Bereich innerhalb der bestehenden Siedlungsstruktur soll städtebaulich für weitere Wohnnutzungen fortentwickelt werden.





C)	Planinhalt



1.	Art der baulichen Nutzung



Im überwiegenden Teil des Plangebietes wird allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Diese Festsetzung dient dem Ziel, die bereits entstandene Wohnbebauung abzusichern sowie auch für die restlichen Grundstücke Wohnnutzung zu ermöglichen. Durch die Lage am Werdersee und die Nähe zur Innenstadt ergibt sich an dieser Stelle eine hohe Nachfrage nach Wohnraum, der mit diesem Bebauungsplan Rechnung getragen werden soll. Die wenigen im Planbereich zurzeit noch vorhandenen und baurechtlich genehmigten gewerblichen Strukturen werden als nicht störendes Gewerbe und als mit der Ausweisung Allgemeines Wohngebiet WA vereinbar eingestuft. Dies bezieht sich auf das Grundstück Am Dammacker 21, wo sich in einer älteren Halle drei kleinere Handwerksbetriebe befinden, die nur noch sehr eingeschränkt betrieben werden, sowie auf das Grundstück Am Dammacker 18c, auf dem sich noch ein Betrieb zum Verkauf von Fenstern und Türen befindet, mit Verkaufsraum zur Straße Am Dammacker. Dieser Betrieb wird aber zurzeit und bis Ende 2018 an einen anderen Standort verlagert. 



Ein Grundstücksstreifen entlang der südöstlichen Geltungsbereichsgrenze, in dem sich auch der Betrieb für den Verkauf von Fenstern und Türen befindet, wird weiterhin als Mischgebiet (MI) festgesetzt. Damit wird einerseits ein nachfolgender mischgebietsverträglicher Betrieb planungsrechtlich gesichert, andererseits das Wohngebiet im Westen vom außerhalb des Plangebietes gelegenen Gewerbegebiet im Osten abgeschirmt. In diesem festgesetzten Gewerbegebiet, auf der östlichen Seite von Am Dammacker und außerhalb des Plangebietes, befindet sich ein Betrieb zur Herstellung von Filtern und Armaturen (Bebauungsplan 1808B). Dahinter befindet sich ein metallverarbeitender Betrieb.



Eine lärmtechnische Untersuchung des Büros T&H Ingenieure „Schalltechnische Untersuchung für die Aufstellung des BP-Nr. 2430 ‚Am Dammacker‘ in Bremen Huckelriede“ vom 1.2.2018 hat ergeben, dass tagsüber im südöstlichsten Teil des Plangebietes durch Gewerbelärm bis zu 61 dB(A) erreicht werden. Damit wird für das dort festgesetzte Mischgebiet der zulässige Immissionsrichtwert von tags 60 dB(A) um bis zu 1 dB(A) überschritten, was nach TA Lärm beim Einwirken mehrerer Betriebe auf einen Immissionsort zulässig ist. Somit sind wesentliche Einschränkungen des vorhandenen Gewerbes nicht zu erwarten. Für die betroffenen Grundstücke bestehen auf der lärmabgewandten Seite ruhigere Bereiche. Unter Berücksichtigung der vorhandenen Gemengelagensituation wird eine Überschreitung um bis zu 1 dB(A) in diesem Teilbereich für zumutbar angesehen. 



Nachts werden die Immissionsrichtwerte für MI wie auch für WA nicht überschritten.

Um insgesamt ein gesundes Wohnen zu ermöglichen, soll mit der Textlichen Festsetzung Nr. 7. sichergestellt werden, dass im WA und auch im MI durch geeignete Schallschutzmaßnahmen wie schallgedämpfte Laibungen usw. in den Aufenthaltsräumen der Wohnungen ein Innenraumpegel von nachts 30 dB(A) bei freier Belüftung und tagsüber 35 dB(A) nicht überschritten wird.



Im Mischgebiet soll zumindest das Erdgeschoss frei von Wohnnutzungen sein, die übrigen Geschosse können als Wohnraum genutzt werden. So sollen im Mischgebiet in den Hauptbaukörpern Nutzungen wie Wohnungen und Stellplätze für Kraftfahrzeuge im Erdgeschoss nicht zulässig sein (Textliche Festsetzung Nr. 2).

Um im Mischgebiet nur gebietsverträgliche gewerbliche Nutzungen zu ermöglichen, sollen Tankstellen und Vergnügungsstätten ausgeschlossen werden (Textliche Festsetzung Nr. 3.). Damit werden zusätzliche Verkehre im Gebiet vermieden, die sich störend auf die Wohnnutzung auswirken würden. Vergnügungsstätten und Tankstellen sollen eher in städtischeren Bereichen wie am Buntentorsteinweg angesiedelt sein, wo sie auch zulässig sind.

Die in dem gegenüberliegenden Gewerbegebiet, außerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplans, gelegenen Betriebe unterlagen bereits vor Aufstellung dieses Bebauungsplanes einem Rücksichtnahmegebot; es können die in Gewerbegebieten zulässigen Lärmwerte nur in dem Maße ausgenutzt werden, wie das benachbarte Mischgebiet dadurch nicht beeinträchtigt wird. Dieser Tatbestand besteht weiterhin. Das hinter der Mischgebietszone gelegene Allgemeine Wohngebiet wird durch die Mischgebietsbebauung vom Gewerbegebiet separiert.





2.	Maß der baulichen Nutzung 



Es wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 sowie eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,2 als Höchstgrenze festgesetzt. So wird gewährleistet, dass trotz sehr unterschiedlich großer Grundstücke die Dichte der Bebauung angemessen bleibt.

In der Südhälfte des Bebauungsplanes, entlang der Grünverbindung vom Werdersee zum Dammacker sowie im südöstlichen Bereich zwischen Buntentorsdeich und Am Dammacker, einschließlich des Mischgebietes, werden drei Vollgeschosse und eine maximale Gebäudehöhe von 14 m festgesetzt. Damit kann die bereits im Gebiet bestehende dreigeschossige Wohnbebauung fortgesetzt und eine gute Ausnutzung der Flächen gewährleistet werden. Im übrigen Geltungsbereich sollen zwei Vollgeschosse als Höchstmaß und eine maximale Gebäudehöhe von 11 m festgesetzt werden, analog zu den angrenzenden Siedlungsbereichen.



Insgesamt wird eine den unterschiedlichen Grundstücksverhältnissen angepasste Bebauung mit ausreichenden Freiräumen und eine an der Umgebung orientierte Ausnutzbarkeit der Grundstücke angestrebt. Die festgesetzten Höhen der baulichen Anlagen orientieren sich an den vorhandenen Wohnbaustrukturen in der Nachbarschaft, wie sie auch schon im Bebauungsplan 1808A festgesetzt sind.



Die GRZ von 0,4 bleibt hinter der im Bebauungsplan 1808A zuvor geltenden GRZ von 0,6 zurück, womit der veränderten Art der Nutzung Rechnung getragen wird. In zwei Bereichen wird die Geschossigkeit von zwei auf drei Geschosse angehoben, um damit die bauliche Ausnutzbarkeit, auch bei niedrigerer GRZ, auszugleichen. In den anderen Bereichen ist bereits weitgehend eine Wohnbebauung realisiert worden, die eine GRZ von 0,4 oder darunter aufweist. 





3.	Bauweise, Baugrenzen



Die geschlossene Bauweise der nördlichsten Bauzeile entspricht den Festsetzungen für die Wohnbebauung in der direkten nördlich angrenzenden Nachbarschaft und sichert die dort bereits entstandene Reihenhauszeile planungsrechtlich ab.

Ein Bereich im Osten, zwischen Am Dammacker und Grünverbindung zum Werdersee, soll in offener Bauweise bebaut werden. Hier sollen Wohngebäude ähnlich denen nördlich des Geltungsbereiches entlang der Grünverbindung zum Werdersee realisiert werden können.



Für die übrigen Bereiche wird abweichende Bauweise festgesetzt, um die bereits bestehenden vielfältigen Baustrukturen planungsrechtlich abzusichern und Ergänzungen entsprechend möglich zu machen. Fast alle Grundstücke sind in der jüngeren Vergangenheit mit Wohnbauten bebaut worden, die auf bestehenden sehr unterschiedlichen Grundstücksparzellen platziert wurden. Nur die abweichende Bauweise kann diese Strukturen planungsrechtlich absichern. In der abweichenden Bauweise gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass an eine Grundstücksgrenze angebaut werden kann, ohne dass der Nachbar ebenfalls an die Grundstücksgrenze anbauen muss (Textliche Festsetzung Nr. 4). Zudem können in den Gebieten mit abweichender Bauweise die Gebäudelängen 50 m überschreiten. 



Die Baugrenzen wurden weitgehend aus dem Bebauungsplan 1808A übernommen. Nur vereinzelt gibt es Anpassungen an die heutige Situation.



4.	Verkehrsflächen



Die Straße Am Dammacker stellt die Erschließungsstraße dar und ist als Öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt.





5.	Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen



Nebenanlagen, Garagen (und Carports) und Stellplätze sind nur innerhalb der Bauzonen zulässig. Damit soll gewährleistet werden, dass die Randbereiche der Grundstücke zum Beispiel für eine Eingrünung zur Verfügung stehen (Textliche Festsetzung Nr. 5).



6.	Sonstige Festsetzungen



Für einen bestehenden und befahrbaren Weg wird ein Geh- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadtgemeinde Bremen, der Leitungsträger und der Anlieger festgesetzt. Dieser Weg erschließt rückwärtig gelegene Wohnbebauung und ist privat.

In der Textlichen Festsetzung Nr. 9 wird auf Grundlage § 86 Abs. 1 Nr. 5 BremLBO festgesetzt, dass Einfriedigungen von Baugrundstücken nur als Hecken aus standortgerechten heimischen Gehölzen zulässig sind. Zäune sind nur zulässig in Verbindung mit Hecken und müssen von diesen zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin verdeckt sein.



7. 	Maßnahmen für die Nutzung erneuerbarer Energien



Es wird ein reduzierter Energiebedarf durch Energieeinsparung angestrebt. Dies kann durch die Verwendung erneuerbarer Energien (z.B. thermische Solarenergie) bewirkt werden. Um hierfür die Voraussetzung zu schaffen, bestimmt die textliche Festsetzung Nr. 6., dass bei der Errichtung der Gebäude die tragende Konstruktion der Dachfläche statisch so auszubilden und die erforderliche Bautechnik (z.B. Leerrohre, Lage der Technikanschlüsse) so auszugestalten ist, dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung der Solarenergie auch nachträglich möglich ist.





8.	Altlasten/ schädliche Bodenveränderungen



Für das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen Untersuchungen durchgeführt. Für gesundheitsschädliche Belastungen in Boden und Grundwasser haben sich Hinweise ergeben.



Um auf belasteten Flächen Wohnungsbau realisieren zu können, sind diese dafür vorzubereiten. Die Textliche Festsetzung Nr. 8. setzt fest, dass die beabsichtigten Nutzungen im Bereich der mit xxx gekennzeichneten Flächen nur zulässig sind, wenn mittels geeigneter technischer Vorkehrungen (z.B. Bodenaustausch oder Herstellung einer Deckschicht bzw. Versiegelung) dauerhaft sichergestellt wird, dass ein Kontakt mit umweltgefährdenden Stoffen im Boden ausgeschlossen ist.



Weiteres siehe unter D) Umweltbelange.





D)	Umweltbelange



Bei der vorliegenden Planung liegen die Voraussetzungen zur Anwendung des § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) vor, da 

· die festgesetzte maximal bebaubare Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung von ca. 16.000 m² unter dem Schwellenwert von 20.000 m² zulässiger Grundfläche gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch liegt,

· der Bebauungsplan 2430 keine Vorhaben zulässt, die einer Pflicht zur Durchführung einer gesetzlichen Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen,

· keine Anhaltspunkte bestehen, dass Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder Europäische Vogelschutzgebiete beeinträchtigt sind (§1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB) und

· das Plangebiet weitab von Störfallbetrieben liegt (§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB neuer Fassung; hierauf wird hingewiesen, obwohl das Verfahren noch nach den Vorschriften geführt wird, die vor der Novelle des BauGB im Mai 2017 galten).



Von einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB wird daher abgesehen.



Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und nach § 1 a BauGB sowie die abwägungsrelevanten Umweltauswirkungen, die sich durch die Planung ergeben, werden mit ihren entsprechenden Wirkungsfeldern betrachtet und bewertet:



Lärm 



Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung sind gemäß § 1 BauGB bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere zu berücksichtigen. Nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) ist bei der Planung sicherzustellen, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Lärm auf Wohn- und sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden.



Bei der Beurteilung der schalltechnischen Situation sind für die städtebauliche Planung die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ maßgeblich (tagsüber 55 dB(A), nachts 45 / 40 dB(A). Der niedrigere Nachtwert soll für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben gelten; der höhere Nachtwert ist entsprechend für den Einfluss von Verkehrslärm zu berücksichtigen.



Eine Quelle für Lärm ist der in 1.200 bis 2.500 m Entfernung gelegene Flughafen mit seinem Flugbetrieb. Das Plangebiet liegt aber außerhalb der Lärmschutzbereiche des Flughafens Bremen.

Für den Planbereich wurde am 1.2.2018 eine Schalltechnische Untersuchung vom Büro T&H Ingenieure GmbH, Bremen, erstellt. Darin wurden sowohl die Immissionsquellen innerhalb des Geltungsbereiches als auch die auf diese Flächen einwirkenden Immissionen benachbarter Betriebe untersucht.



Das benachbarte Gewerbegebiet hat Auswirkungen auf das Plangebiet. Demnach werden im südöstlichen Bereich des Geltungsbereiches Immissionswerte von 55 dB(A) tags berechnet. Im südöstlichen Ende des Geltungsbereiches gibt es eine kleine Teilfläche, wo mit 61 dB(A) der zulässige Immissionsrichtwert von 55 dB(A) für Allgemeine Wohngebiete um bis zu 6 dB(A) überschritten wird. Nachts ist hier mit Straßenverkehrslärm von 45 bis zu 50 dB(A) zu rechnen. Die Festsetzung eines Bereiches als Mischgebiet an dieser Stelle soll einerseits den vor Ort befindlichen Betrieb sichern, andererseits ergibt sich damit ein zulässiger Immissionsrichtwert von 60 dB(A) für Mischgebiete also eine Überschreitung von nunmehr 1 dB(A). Dies ist nach TA Lärm zulässig, wenn mehrere Betriebe auf den Immissionsort einwirken.



Die textliche Festsetzung Nr. 7 soll im Plangebiet gesunde Wohnverhältnisse sichern. So soll durch geeignete Schallschutzmaßnahmen gewährleistet werden, dass in den Aufenthaltsräumen der Wohnungen ein Innenraumpegel von tagsüber 35 dB(A) nicht überschritten wird. Bei Gebäuden, die im Mischgebiet MI errichtet werden, ist aus Gründen des Schallschutzes zu gewährleisten, dass in Schlaf- und Kinderzimmern nachts bei Außenpegeln größer 45 und größer/gleich 50 dB(A) „am Ohr des Schlafenden“ bei freier Belüftung (gekipptes Fenster) 30 dB(A) nicht überschritten wird.

Für hausnahe Freibereiche (z.B. Terrassen, Balkone, Loggien) im Mischgebiet MI ist durch bauliche Ausbildung (Gebäudestellung, Grundrissgestaltung, lärmabsorbierende Materialien oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen) sicherzustellen, dass ein Lärmwert von 55 dB(A) tags eingehalten wird.



	Altlasten



Für das Plangebiet wurde eine historische Recherche mit technischen Untersuchungen durchgeführt.

Demnach sind einige Flächen im Plangebiet durch Altlasten im Boden belastet. Diese Flächen sind einzeln gekennzeichnet. Unter Kennzeichnungen sind die Belastungen im Bebauungsplan aufgeführt.

Die Festsetzung Nr. 8 knüpft die Zulässigkeit von Vorhaben an eine Sanierung der Bodenbelastungen.



Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Fläche (A) ist der Boden bis zu einer Tiefe von 0 bis 0,2 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbesondere Blei und Cadmium verunreinigt.
Die Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) für den Parameter Blei für Kinderspielflächen und Wohnnutzung sind überschritten. Der Prüfwert der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) für den Parameter Cadmium für Flächen, die sowohl als Aufenthaltsbereiche für Kinder als auch für den Anbau von Nutzpflanzen dienen, ist überschritten. Die Bodenverunreinigungen sind augenscheinlich durch Auffüllungen verursacht.



Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Fläche (C) ist der Boden bis zu einer Tiefe von 0,1 bis 1,1 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbesondere Blei und Benzo(a)pyren verunreinigt.
Die Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) für den Parameter Blei für Kinderspielflächen und Wohnnutzung sind überschritten. Der Prüfwert der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) für den Parameter Benzo(a)pyren für Kinderspielflächen und Wohnnutzung sind überschritten. Die Bodenverunreinigungen sind augenscheinlich durch Auffüllungen verursacht.



Im Bereich der durch xxx gekennzeichneten Fläche (D) ist der Boden bis zu einer Tiefe von 0 bis 0,3 m mit umweltrelevanten Schadstoffen, insbesondere Blei und Benzo(a)pyren verunreinigt.
Die Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) für den Parameter Blei und Benzo(a)pyren für Kinderspielflächen und Wohnnutzung und teilweise auch für Park- und Freizeitnutzung sind überschritten. Die Bodenverunreinigungen sind augenscheinlich durch Auffüllungen verursacht.



Eine ehemals auch belastete Fläche (B) ist während des Planverfahrens bereits saniert worden, so dass deren Kennzeichnung entfallen konnte.






Boden- Grundwasser



Für eine Beeinträchtigung des Grundwassers haben sich keine Hinweise ergeben.



Grünstrukturen, Bäume



Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine nennenswerten Grünstrukturen oder Bäume. Der auf das Gebiet einwirkende Baumbestand steht an der Wegeverbindung zwischen Am Dammacker und dem Werdersee östlich des Planbereiches sowie südlich entlang der Wegeverbindung Buntentorsdeich. Für die vereinzelten Bäume im Gebiet ist die Baumschutzverordnung maßgeblich.



	Kampfmittel



Die Auswertung der Luftbilder ergab, dass dort mit Kampfmitteln gerechnet werden muss. Vor Realisierung der Planung ist daher in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen eine Sondierung und Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen. Zur Sicherstellung, dass dies beachtet wird, erfolgt die Aufnahme eines entsprechenden Hinweises in den Bebauungsplan. 



	Sonstige Umweltbelange



Die sonstigen, u. a. in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und in § 1a Abs. 3 und 4 BauGB genannten Umweltbelange werden von der Planung nicht betroffen.



Nachrichtliche Übernahmen



Bei Überschreitung der Höhe von 28,2 m ü. NHN durch bauliche Anlagen oder Teile solcher sowie durch alle anderen Hindernisse ist die Zustimmung bzw. Genehmigung der Luftfahrtbehörde gemäß § 12 bzw. § 15 des LuftVG einzuholen.





E)	Finanzielle Auswirkungen / Gender-Prüfung



1. Finanzielle Auswirkungen



Die Flächen im Plangebiet sind weitgehend privat. Die Erschließungsstraße ist hergestellt. Wegen einer möglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschließen, dass der Stadtgemeinde Bremen Kosten entstehen könnten.

Die erforderlichen Mittel werden – soweit Dritte nicht zur vollständigen Refinanzierung der Kosten herangezogen werden können – entsprechend den zur Verfügung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, über die die Bürgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschließen hat. 



2. Gender-Prüfung



Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 2430 sind mögliche unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen, Männer und Diverse betrachtet worden. Der Bebauungsplan setzt ein allgemeines Wohngebiet sowie ein Mischgebiet mit Einschränkungen fest, ohne spezifische Nachfragegruppen zu bedienen. Frauen, Männer, Diverse sowie insbesondere Familien haben gleichermaßen Zugang zu den Baumöglichkeiten bzw. dem Wohnangebot im Planbereich. 



		Für Entwurf und Aufstellung

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 





Bremen, 

		

Im Auftrag





....................................................

Senatsrat







